
Wahlprüfsteine IPPNW-AK Flucht und Asyl 
 
 
1. Frontex, Eurodac und Dublin II 
Millionen Menschen fliehen vor Krieg, Hunger und Verfolgung. Einige suchen Schutz in 
Europa und Deutschland. Die europäischen Länder versprechen Schutz, betreiben aber 
mit der Grenzschutzagentur Frontex einen hohen Aufwand für die Abschottung Europas 
gegen   Einwanderer. 
Die europäische Datenbank Eurodac sammelt Fingerabdrücke von Drittstaatsangehörigen, 
die Visa beantragen oder ohne gültige Papiere angetroffen werden. So wird sichergestellt , 
dass jeder Flüchtling nur einmal und nur in einem europäischen Land Asyl beantragen 
kann. Auch Fingerabdrücke aller Flugreisenden aus Drittstaaten sollen zukünftig zentral 
gespeichert werden. 
Das Dublin II Abkommen regelt die Verteilung von Flüchtlingen in Europa, obwohl die 
Voraussetzung eines harmonisierten Asylrechts bisher nicht gegeben ist. 
Resettlementprogramme ermöglichen einen geregelten Zuzug von Flüchtlingen im 
Einklang mit den Interessen des Aufnahmelandes. 

- Wie stehen Sie zu Frontex? Müssen die europäischen Grenzen militärisch 
geschützt und der Tod von Schutzsuchenden dabei in  Kauf genommen werden? 

- Führt die Datensammlung in Eurodac und die geplante Ausweitung auf 
Flugreisende zu Erleichterungen im Reiseverkehr und besserer Kontrolle der 
Einwanderung aus Drittstaaten? 

- Ist Dublin II für Sie ein geeignetes Mittel zur gerechten Verteilung von Flüchtlingen 
in Europa? 

- Wie stehen Sie zu Resettlementprogrammen und welche 
Entwicklungsmöglichkeiten und Vorteile sehen Sie? 

 
2. Vulnerable Flüchtlinge 
Die EU-Aufnahmerichtlinie verpflichtet die Bundesregierung, die Belange der besonders 
vulnerablen Gruppen unter den Flüchtlingen zu berücksichtigen. Dazu gehören vor allem 
Traumatisierte, Schwangere  und Minderjährige. 

- Wie wollen Sie sicherstellen, dass traumatisierte Flüchtlinge im Asylverfahren 
frühzeitig identifiziert und einer Behandlung zugeführt werden? 

- Wie wollen sie dafür sorgen, dass sie Zugang zu Gesundheitsleistungen 
entsprechend dem Leistungsumfang der gesetzlichen Krankenkassen erlangen? 

- Wie wollen Sie sicherstellen, dass minderjährige Traumatisierte, Kranke und 
Behinderte nicht in die Erstaufnahmeländer „überstellt“ werden, dass also Dublin II 
bei ihnen nicht angewendet wird ? 

- Wie wollen Sie sicherstellen, dass bei Minderjährigen das Kindeswohl immer an 
erster Stelle steht, wie es die Kinderrechtskonvention vorsieht? 

 
3. Kinderrechte für Flüchtlinge 
Unterstützen Sie die Forderungen der Kinder- und Jugendärzte zur Durchsetzung von 
Kinderrechten für Flüchtlinge? 

- Keine Röntgenuntersuchungen zur  „Altersfestsetzung“  bei jugendlichen  
Flüchtlingen. 

- Zugang zur Jugendhilfe für alle unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge und 
bedürftigen jungen Erwachsenen.  

- Sind Sie der Meinung, dass es wichtiger ist, den Jugendhilfe-Bedarf eines jungen 
Flüchtlings zu ermitteln als sein chronologisches Alter? 

- Keine Lager für Jugendliche. Familienzusammenführung. Keine Trennung  
Minderjähriger  von ihren Eltern. 



 
4. Asylgesetzgebung 
Die Asylgesetzgebung hält viele Restriktionen für erforderlich, um keinen Anreiz zur 
Einreise nach Deutschland zu bieten. Dazu gehören: Arbeitsverbot, später nachrangiger 
Zugang zum Arbeitsmarkt,  Residenzpflicht,  Bezug von Gutscheinen statt Bargeld,  
erschwerter Zugang zu Sprachkursen,  eingeschränkte Gesundheitsversorgung,  
langjährige Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften, Verbot des  Familiennachzugs 
und jahrelange Duldungen. 

- Sehen Sie in diesen Restriktionen ein sinnvolles Instrument zur Begrenzung der 
Flüchtlingszahlen  oder eher eine unmenschliche Behandlung, die Integration 
verhindert und Fremdenfeindlichkeit schürt? 

- Sind Sie der Ansicht, dass Kinderrechte für Flüchtlinge in Deutschland gemäß der 
UN-Kinderrechtskonvention einklagbar sind? 

 
   
Wahlprüfsteine IPPNW-AK Atomenergie  
  

1)  Grenzwerte 
Es ist wissenschaftlich anerkannt, dass es keinen Schwellenwert gibt, unterhalb dessen 
ionisierende Strahlung gesundheitlich unbedenklich wäre. Die geltenden Grenzwerte 
wurden willkürlich festgelegt. Auch bei Einhaltung der Grenzwerte können  Krankheiten 
auftreten. Insbesondere Kinder und Schwangere sind wegen erhöhter Strahlensensibilität 
gefährdet. In Deutschland „dürfen“ die Nahrungsmittel deutlich höher verstrahlt sein als in 
Japan.    

- Werden Sie  darauf drängen, unsere Nahrungsmittel-Grenzwerte nach unten zu 
korrigieren? – JA – NEIN? 

  
2)  Energiepolitik 

Um die Energiewende voranzutreiben ist der bürgernahe, dezentrale Ansatz gegenüber 
dem zentralistischen Ansatz effektiver, preiswerter, schneller und leichter umsetzbar. 

- Geben Sie der Förderung von Onshore-Windkraftanlagen gegenüber den Offshore-
Windparks den Vorzug? JA- NEIN? 

- Planen Sie, die Förderung von Photovoltaik-Anlagen in Bürgerhand fortzusetzen ? 
JA – NEIN? 

- Planen Sie, die Förderung der dezentralen Energiespeicherung fortzusetzen  ? – 
JA – NEIN? 

  
3)  Atommüll 

Wohin mit dem hochradioaktiven Müll? Das Wort „Endlager“ täuscht die Lösbarkeit des 
Problems vor. Aber niemand kann behaupten, ein Ort sei für Millionen von Jahren „sicher“. 
Wir sollten bescheidener von „Langzeitlagern“ sprechen. Auch sollten wir  nicht Tag für Tag 
neuen Atommüll produzieren. 

- Meinen Sie, dass der Salzstock von Gorleben, nach den Erfahrungen mit Asse II, 
weiterhin als Langzeitlager in Frage kommt? Ja – NEIN? 

- Sind Sie dafür,  mit Atomstrom jeden Tag  weiteren Atommüll zu produzieren! – JA 
– NEIN?  



4)  Katastrophenschutz 
Wir Ärzte wissen, dass wir im Fall einer Atomkatastrophe nicht mehr helfen können. Es 
gibt keine Medikamente gegen Verstrahlung. Auch Tabletten mit hochdosiertem Jod 
können lediglich bedingt vor Schilddrüsenkrebs schützen, wenn sie sachgerecht und 
rechtzeitig vor Eintreffen der radioaktiven Wolke eingenommen werden. 
Nach der Nuklearkatastrophe von Fukushima hat das Bundesamt für Strahlenschutz 
mitgeteilt, dass die Katastrophenschutzpläne für einen Supergau in Deutschland veraltet 
seien und mit Planungen für großräumige  Evakuierungen und Umsiedlungen verbessert 
werden sollten. 

- Glauben Sie, dass in unserem  dicht besiedelten Land weiträumige Evakuierungen 
und Umsiedlungen bis zu einem 170-km-Radius innerhalb von Stunden realisiert 
werden könnten? JA _ NEIN? 

- Sind  Sie zur Minderung des Risikos  dafür, auch die restlichen am Netz 
befindlichen Atomkraftwerke sofort abzuschalten? – JA – NEIN? 

 
Wahl-Prüfsteine IPPNW-AK "Süd-Nord" 
 
Im folgenden bitten wir Sie für den Fall, dass Sie aufgrund der bevorstehenden Wahl 
am 22.09.13 Mitglied des deutschen Bundestages werden, zu 8 wichtigen 
friedenspolitischen Fragen durch Entscheidung für jeweils eine der zur Wahl 
gestellten Antwortmöglichkeiten Position zu beziehen. 
 

1.  Atomwaffen in Deutschland  
 a) Initiativen zum Abzug der noch in Deutschland verbliebenen Atomwaffen werde ich 

zustimmen und darüber hinaus auch selbst hierfür aktiv werden.  
 b) Initiativen zum Abzug der noch in Deutschland verbliebenen Atomwaffen werde ich 

zustimmen.  
 c) Das Problem der Atomwaffen gehört nicht zu meinen Themenschwerpunkten, 

sodass ich mich diesbezüglich derzeit nicht festlegen kann.  
 d) Die noch in Deutschland verbliebenen Atomwaffen halte ich derzeit für ein 

weiterhin notwendiges Element der Sicherheit unseres Landes.  
 
2.  Verteidigungshaushalt  
 Bezüglich des Bundes-Verteidigungshaushaltes, der 2012 ... Mrd. Euro betrug, 

werde ich mich in der kommenden Legislatur wie folgt positionieren:  
 a) Ich werde mich für eine deutliche Senkung einsetzen.  
 b) Der Verteidigungshaushalt sollte im Vergleich zu den übrigen Haushaltssektoren 

nicht wesentlich verändert werden.  
 c) Zu diesem Thema kann ich momentan nicht Stellung nehmen.  
 d) Ich werde für eine prozentuale Anhebung stimmen.  
 
3.  Rüstungsexporte  
 Die Rüstungsexporte sind für die noch amtierende Bundesregierung ein wichtiges 

Element deutscher Sicherheits- und Wirtschaftspolitik gewesen. Ich selbst werde 
mich in der kommenden Legislatur einsetzen für  

 a) eine fundamentale Änderung dieses Paradigmas, für die Aufnahme eines 
Rüstungsexportverbotes ins Grundgesetz, wie von der "Aktion Aufschrei" gefordert, 
und für eine entsprechende Änderung der konkreten Export-Praxis;  

 b) für ein restriktiveres Konzept als das aktuelle und insbesondere für einen 



grundsätzlichen Stopp von Rüstungsexporten in Konfliktgebiete (Beispiel atom-
waffenfähige U-Boote für Israel) und in menschenrechts-missachtende Länder (wie 
Saudi-Arabien) oder in Bürgerkriege (wie in Syrien);  

 c) zu den genannten konkreten Beispielen kann ich mich derzeit nicht festlegen, 
insgesamt bin ich aber für eine restriktivere Praxis als die bisherige;  

 d) kann dazu nicht Stellung nehmen (gehört nicht zu meinen Schwerpunkten);  
 e) über Rüstungsexporte sollte wie bisher hinter verschlossenen Türen im Bundes-

Sicherheitsrat beraten und von Fall zu Fall entschieden werden.  
 
4.  Drohnen für militärische Zwecke  
 a) Militärische Drohnen tragen zur Anonymisierung militärischer Gewaltanwendung 

bei und senken die diesbezügliche Hemmschwelle. Ihre Anschaffung für militärische 
Zwecke werde ich daher ablehnen und mich außerdem für die Schaffung 
entsprechender internationaler Vertragswerke einsetzen.  

 b) Drohen für militärische Zwecke lehne ich nicht grundsätzlich ab, wohl aber ihren 
Einsatz für die Ausführung oder Begleitung gewaltsamer Maßnahmen sowie 
insbesondere ihren Einsatz für gezielte extralegale Tötungen.  

 c) Die Drohnen-Frage gehört nicht zu meinen thematischen Schwerpunkten.  
 d) Der Einsatz von Drohnen reduziert die Gefährdung von Menschleben eigener 

Soldaten und sollte daher gefördert werden.  
 
5.  "Responsibility to Protect" (Militärinterventionen zum Schutz von Men-

schenrechten) und Syrien-Politik  
 a) Dieses Konzept lehne ich grundsätzlich ab, weil militärische Gewalt den 

Menschenrechten mehr schadet als nutzt und seine Protagonisten oft eher zu den 
Brandstiftern gehören als zu denjenigen, denen es tatsächlich um den Schutz von 
Menschenrechten geht.  

 b) Das Konzept lehne ich nicht grundsätzlich ab. Nach den desaströsen Erfahrungen 
in Libyen 2011 (Täuschung von UNO und Öffentlichkeit über die tatsächlichen Ziele, 
Zigtausende von zivilen Toten, Hunderttausende von Flüchtlingen) und aktuell in 
Syrien (nach Unterstützung + Bewaffnung der militanten Rebellen bereits ~75.000 
Tote und > 3 Mio. Flüchtlinge) bin ich aber strikt gegen Interventionen, deren Führung 
interessengeleiteten Bündnissen wie der NATO obliegt.  

 c) Mangels eigener Ressourcen für eine profunde Befassung mit der Problematik 
werde ich bei entsprechenden Entscheidungen den Empfehlungen der Fachleute 
meiner Fraktion folgen.  

 d) Das Prinzip humanitärer Interventionen stellt einen zivilisatorischen Fortschritt dar. 
Trotz zugegebener Kollateralschäden bei ersten Erfahrungen damit bin ich z.B. im 
Fall von Syrien für eine Unterstützung und u.U. auch Bewaffnung der Rebellen.  

 
6.  Iran  
 Im Atomkonflikt mit dem Iran bin ich  
 a) kategorisch gegen militärische Maßnahmen und auch gegen das Sanktions-

konzept, weil es den Konflikt nicht löst, sondern eskaliert, und weil es auch im 
Inneren des Iran negativ wirkt (den Extremisten nutzt und der Bevölkerung schadet) - 
stattdessen bin ich dafür, das Eskalationsregime zu ersetzen durch die seit 2010 
geplante UN-Konferenz für einen massenvernichtungswaffenfreien Mittleren und 
Nahen Osten und diese nun gezielt bekannt zu machen, dafür zu werben und ihr 
Zustandekommen zu unterstützen; dies sollte ergänzt werden durch eine Konferenz 
für Sicherheit und Zusammenarbeit im Mittleren und Nahen Osten (KSZMNO);  

 b) ich bin grundsätzlich gegen militärische Maßnahmen, aber dafür, das 
Sanktionsregime zu verschärfen;  



 c) das Problem gehört nicht zu meinen thematischen Schwerpunkten;  
 d) wenn andere Mittel nicht zum Erfolg führen, würde ich auch militärische 

Maßnahmen befürworten - schon allein zum Schutz von Israel.  
 
7.  ausländische Militärbasen in D  
 Auch fast 70 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges und fast 20 Jahre nach 

Abschluss des 2+4-Vertrages sind in Deutschland noch über 80.000 ausländische 
Soldaten stationiert. Insbesondere die US-Militärbasen dienten bis in die jüngste Zeit 
und dienen weiter als wichtige Stützpunkte für Interventionen und Kriege in anderen 
Ländern.  

 a) Ich werde mich aktiv für die Schließung aller ausländischen Militärbasen in 
Deutschland einsetzen.  

 b) Diese ausländischen Militärbasen halte ich zwar für überflüssig, würde für ihre 
Schließung aber nur im Fall eines konkreten Anlasses plädieren.  

 c) Dazu habe ich momentan keine Meinung.  
 d) Die ausländischen Streitkräfte in Deutschland halte ich für einen Beitrag zur 

Friedenssicherung und bin dafür, dass sie bis auf weiteres hierbleiben sollen.  
 
8.  Energiewende  
 Die These "Die Abhängigkeit von Energieträgern wie Öl und Gas ist eine der 

wesentlichen Ursachen für die Kriege unserer Zeit." beantworte ich wie folgt:  
 a) Dies ist in der Tat eines der zentralen friedenspolitischen Probleme. Bei der 

Energiewende müssen wir daher auf dezentrale Stromerzeugung hier im Lande 
setzen, um die alten nicht durch neue Abhängigkeiten zu ersetzen (wie z.B. 
Großanlagen in Wüsten mit der zugehörigen Transferproblematik).  

 b) Besser Strom aus der Wüste als aus nuklearen und fossilen Energieträgern. Auch 
Großprojekten wie z.B. "Desertec" stehe ich daher aufgeschlossen gegenüber.  

 c) Dies ist nicht mein Thema.  
 d) Die vollständige Abkehr von Energieträgern aus anderen Erdteilen halte ich für 

unrealistisch und kontraproduktiv. Daher halte ich es für notwendig, wie bisher die 
entsprechenden Zugänge sicherheitspolitisch und, wo nötig, auch militärisch 
abzusichern.  

 
 
 
 


